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sich nicht als begründet erwiesen hatte, wurde der Ange
klagte vom Kreisgericht zutreffend freigesprochen (§244 
Abs. 1 StPO).

In der Verhandlung vor dem Bezirksgericht lagen keine 
weiteren Beweismittel vor, und die erhobenen Beweise 
reichen nicht aus, einen zweifelsfreien Nachweis der Rich
tigkeit des Geständnisses oder des Widerrufs des Geständ
nisses zu erbringen. Der Protest des Staatsanwalts des 
Kreises gegen das Urteil des Kreisgerichts hätte daher als 
unbegründet zurückgewiesen werden müssen (§ 299 Abs. 2 
Ziff. 1 StPO).

§ 118 Abs. 2 Ziff. 1 StGB; § 201 Abs. 2 StPO.

1. Zur fahrlässigen Körperverletzung, die durch Verlet
zung von Arbeitspflichten eines Werktätigen (hier: un
berechtigte Benutzung eines Gabelstaplers) verursacht 
wurde.
2. Zur Verhandlung vor erweiterter Öffentlichkeit und 
Auswertung des Verfahrens.

KrG Arnstadt, Urteil vom 9. Januar 1980 - S 195/79.

Der Angeklagte, der als Bandarbeiter gewissenhaft und zu
verlässig arbeitete, nahm auch regelmäßig an Arbeits
schutzbelehrungen teil. Ihm war daher bekannt, daß für 
das Bedienen eines Gabelstaplers eine Betriebsfahrerlaub
nis erforderlich ist. Entgegen den Belehrungen hat der An
geklagte aus Freude am Fahren in der Vergangenheit 
bereits mehrfach in seinem Arbeitsbereich einen Gabel
stapler unberechtigt benutzt. Ihm wurde daraufhin aus
drücklich die Benutzung dieses Arbeitsgeräts untersagt. 
Trotzdem benutzte er am 4. Februar 1979 den Gabelstapler, 
um eine mit Gußteilen gefüllte Palette wegzuschaffen und 
durch eine leere Palette zu ersetzen. Mit seinem Spind
schlüssel setzte er den Stapler in Gang, fuhr damit zur 
vollen Palette, nahm diese auf und stellte sie an einem 
anderen Ort ab. Danach fuhr er zu einer in der Nähe des 
Fließbandes stehenden leeren Palette, hinter der der später 
geschädigte Zeuge R. stand. Als der Angeklagte die leere 
Palette mit dem Gabelstapler anhob, rollte das Gerät durch 
falsches Bedienen weiter und quetschte dabei die Beine des 
Zeugen R. zwischen Palette und Band völlig ein. Bei diesem 
Unfall erlitt der Geschädigte beiderseitig eine Unterschen
kelfraktur mit zusätzlicher Zerreißung einer Arterie, so daß 
die Amputation des rechten Unterschenkels notwendig 
wurde.

Auf Grund dieses Sachverhalts wurde der Angeklagte 
wegen fahrlässiger Körperverletzung im schweren Fall 
(Vergehen gemäß § 118 Abs. 1 und 2 Ziff. 1 StGB) auf Be
währung verurteilt. Er wurde verpflichtet, für die Dauer 
der Bewährungszeit von zwei Jahren seinen Arbeitsplatz 
beizubehalten. Die von seinem Arbeitskollektiv übernom
mene Bürgschaft wurde bestätigt.

Aus der Begründung:
Der Angeklagte hat seine Pflichten zur Einhaltung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes (§ 80 Abs. 1 AGB) ver
letzt Auf Grund der zahlreichen Belehrungen war ihm 
bekannt, daß er nicht. ohne Erlaubnis den Gabelstapler 
benutzen darf. Durch die Verletzung der ihm gemäß § 80 
Abs. 1 AGB obliegenden Rechtspflichten hat er einen Un
fall fahrlässig i. S. des § 8 Abs. 1 StGB verursacht und da
bei die in § 118 Abs. 1 StGB beschriebenen Folgen herbei
geführt Bei verantwortungsbewußter Prüfung der Sach
lage hätte er diese Folgen voraussehen und bei pflicht
gemäßem Verhalten auch vermeiden können. Durch 4das 
unsachgemäße Bedienen des Gabelstaplers verlor der An
geklagte die Kontrolle über das Fahrzeug, quetschte den 
Geschädigten zwischen Band und Palette ein und ver
ursachte damit eine schwere Schädigung der Gesundheit 
i. S. des § 118 Abs. 2 Ziff. 1 StGB. Die notwendige Ampu
tation des Unterschenkels bei dem Geschädigten macht 
deutlich, daß durch das fahrlässige Verhalten des Angeklag
ten ohne Zweifel eine schwere Schädigung der Gesundheit 
eingetreten ist. Sowohl objektiv als auch subjektiv wurde 
damit der Tatbestand des § 118 Abs. 2 Ziff. 1 StGB erfüllt

Der Angeklagte hat aus den Belehrungen zum Gesund
heits- und Arbeitsschutz nicht die notwendigen Schluß
folgerungen gezogen. Er überschätzte seine Fähigkeiten 
und glaubte, auch ohne entsprechende Ausbildung einen 
Gabelstapler bedienen zu können. Seine Pflichtverletzung 
führte schließlich zu einem folgenschweren Unfall, bei dem 
ein Werktätiger so erheblich an seiner Gesundheit geschä
digt wurde, daß er für sein künftiges Leben dauernd in 
der Ausübung einer wichtigen Körperfunktion — der Fort
bewegung — eingeschränkt bleibt.

Die bisherigen guten Arbeitsleistungen und das sonstige 
Verhalten des Angeklagten lassen erkennen, daß er fähig 
und bereit ist, sich künftig gesellschaftsgemäß zu verhalten. 
Die objektiven und subjektiven Tatumstände stehen einer 
Verurteilung auf Bewährung gemäß § 33 StGB nicht ent
gegen. Der Angeklagte wird vor allem in der Bewährungs
zeit entsprechend den in der Bürgschaft übernommenen 
Verpflichtungen eine kontinuierliche und erzieherische Ein
flußnahme durch das Kollektiv erfahren. Damit wird der 
Bewährungsprozeß in geeigneter Form unterstützt. Zu den 
mit der Arbeitsplatzbindung gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 1 StGB 
verbundenen Pflichten gehört vor allem die Forderung, 
diszipliniert zu arbeiten, die Bestimmungen des Gesund
heits- und Arbeitsschutzes einzuhalten und das sozialisti
sche Eigentum vor Beschädigung und Verlust zu schützen.

Anmerkung:
Pflichtverletzungen der in dem vorstehenden Urteil be
schriebenen Form sind leider kein Einzelfall und können 
mitunter zu schwerwiegenden schädlichen Folgen führen. 
Um solchen Rechtsverletzungen wirksam vorzubeugen, hat 
das Kreisgericht die Hauptverhandlung in dieser Straf
sache vor erweiterter Öffentlichkeit (§201 Abs. 2 StPO) 
durchgeführt. Neben staatlichen Leitern, Vertretern der 
Betriebsgewerkschaftsleitung und Sicherheitsinspektoren 
des betreffenden Betriebes nahmen auch 18 Gabelstapler
fahrer an der Verhandlung teil.

ln der anschließend vorgenommenen Auswertung des 
Verfahrens vor diesem Personenkreis wurden die fest
gestellten Ursachen und Bedingungen dieser Straftat o f f e n  
dargelegt. Es ging in der gemeinsamen Beratung darum, 
jeglichen Leichtsinn bei der Erfüllung der Arbeitspflichten 
der Werktätigen zu vermeiden, die Aufgaben eines Arbeits
schutzverantwortlichen gründlich zu erfüllen und für eine 
regelmäßige, kontinuierliche Kontrolle zu sorgen, um alle 
Gefahrenmomente von vornherein auszuschalten und Schä
den zu vermeiden. Die Hinweise aus diesem Strafverfah
ren und die gemeinsame Beratung führten zu konkreten 
Festlegungen in den Betrieben:

1. Die Gabelstaplerfahrer, die einen ordnungsgemäßen 
Befähigungsnachweis bzw. eine Bedienungsberechtigung 
besitzen, tragen im Betrieb einen Schutzhelm mit einer 
bestimmten Farbe, damit sie optisch erkennbar sind;

2. die Einhaltung der für die Arbeit mit Hebezeugen 
geltenden Arbeitsschutzbestimmungen (TGL 30350/11, 12 
und 14) wird regelmäßig kontrolliert;

3. die Fahrzeuge und Arbeitsgeräte werden technisch 
so gesichert, daß sie nicht mit beliebigen anderen Schlüs
seln oder Werkzeugen in Gang gebracht werden können.

Die Betriebsleiter haben die Leiter angewiesen, das 
Strafverfahren in ihren jeweiligen Verantwortungsberei
chen mit allen Werktätigen gründlich auszuwerten. Mit 
dem Ergebnis der Beratung und den konkreten Schluß
folgerungen wird augenfällig, wie das Gericht durch eine 
gut vorbereitete Verhandlung vor erweiterter Öffentlich
keit und die Auswertung des Verfahrens die gesellschaft
liche Wirksamkeit der Rechtsprechung erhöhen und mit 
seinen spezifischen Mitteln zur weiteren Festigung des 
Rechtsbewußtseins der Werktätigen beitragen kann.
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